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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Wie der Nationalrat nutze auch der Ständerat die erste Sitzung der Wintersession 2022
zur Wahl des Ständeratspräsidiums und der Mitglieder des Büro-SR für 2022/2023
und wie im Nationalrat wurde mit Brigitte Häberli-Koller (mitte, TG) auch im Ständerat
ein Mitglied der Mitte für das höchste Amt auserkoren. Vor der Wahl der erst fünften
Ständeratspräsidentin in der Geschichte der kleinen Kammer ergriff der scheidende
Präsident, Thomas Hefti (fdp, GL), das Wort. Es sei gut, dass es in Demokratien
befristete Amtszeiten gebe. Resultate von Wahlen nicht anzuerkennen oder ziviler
Ungehorsam sei hingegen Gift für einen demokratischen Rechtsstaat. Hefti ging auf die
abflauende Pandemie ein, die in der Schweiz auch deshalb glimpflich abgelaufen sei,
weil – trotz aller Kritik – den Kantonen und dem Bundesrat vernünftige Lösungen
gelungen seien. Es greife zu kurz, den Föderalismus für Fehler, die es natürlich auch
gegeben habe, verantwortlich zu machen. Krisen seien «die Stunden der Exekutiven»
aber von Diktatur zu sprechen, sei daneben. Auch aus dem Krieg in der Ukraine, einem
von Russland angezettelten «Krieg gegen die westliche Welt» müsse die Schweiz Lehren
ziehen. Es gelte, die Armee zu verstärken. Bei den Verhandlungen mit der EU – ebenfalls
eine aktuelle Herausforderung – würde man vielleicht weiterkommen, wenn der EU
verständlich gemacht werden könnte, dass die «sehr weitgehenden Rechte» der
Mitbestimmung in der Schweiz nicht nur weltweit einzigartig, sondern auch für die
supranationale Organisation nicht schädlich seien.

Nachdem Thomas Hefti mit grossem Applaus bedacht worden war, schritt die kleine
Kammer zur Wahl ihrer neuen Präsidentin, die 45 von 46 Stimmen erhielt. Ein
Wahlzettel war leer geblieben. Brigitte Häberli-Koller wurde mit starkem Beifall in ihr
neues Amt begrüsst. Die Mitte-Politikerin – nach Josi Meier (cvp, LU; 1991), Françoise
Saudan (fdp, GE; 2000), Erika Forster-Vannini (fdp, SG; 2009) und Karin Keller-Sutter
(fdp, SG) die fünfte Ständeratspräsidentin – war bereits die zwölfte Kantonsvertretung
aus dem Thurgau, die das oberste Amt in der kleinen Kammer ausüben durfte. Nur die
Kantone Waadt (17), und Bern (15) stellten mehr Ständeratspräsidenten. Der Bund wisse,
was er am Thurgau habe, startete die frischgebackene und insgesamt 200ste höchste
Amtsträgerin in der kleinen Kammer ihre Antrittsrede mit einem Dank an die
anwesende Kantonalregierung. Auch sie ging auf die aktuellen politischen
Herausforderungen ein: Krisen und Wandel habe es schon immer gegeben, allerdings
gebe es heute viel mehr Widersprüche, die Unsicherheiten und Ängste weckten und im
schlimmsten Fall zu extremen Überzeugungen und einer gespaltenen Gesellschaft
führten. Es müsse unterschieden werden zwischen berechtigter Meinungsfreiheit und
«radikalen Forderungen bestimmter Gruppierungen». Die direkte Demokratie sei aber
keine Tyrannei der Mehrheit, sondern biete «das beste und ehrlichste Ventil für die
Bürgerinnen und Bürger», die Unzufriedenheit zeigen dürften, Abstimmungsergebnisse
aber selbstverständlich akzeptieren würden. «Wir leben in einer direkten Demokratie,
wo sich niemand auf der Strasse festkleben muss, wo niemand Gemälde mit
Kartoffelstock bewerfen muss und wo man sich auch nirgendwo anketten muss.» Es sei
zudem nicht fair, der Politik böswillige Absicht zu unterstellen, wenn sich ein Entscheid
im Nachhinein als fehlerhaft herausstelle. Unzufriedenheit und Fehler müsse eine
Demokratie aushalten und es sei an den Parlamentsmitgliedern, durch Ehrlichkeit und
Transparenz wieder Vertrauen zu schaffen. Es gebe viel zu tun und die anstehenden
Herausforderungen seien nur gemeinsam zu meistern, weshalb ihre Präsidentschaft
auch unter dem Motto «Gemeinsam - Ensemble - Insieme - Ensemen» stehe

Nach einem musikalischen Intermezzo schritt die kleine Kammer zur Wahl der
restlichen Mitglieder des Büros. Zur ersten Vizepräsidentin wurde Elisabeth Baume-
Schneider (sp, JU) gewählt – ebenfalls mit 45 von 46 möglichen Stimmen (ein Zettel
blieb auch hier leer); damit wird 2023/2024 erstmals eine Sozialdemokratin dem
Ständerat vorstehen – es sei denn, die offizielle Kandidatin für die anstehenden
Bundesratswahlen würde in die Landesregierung gewählt oder aber bei den
eidgenössischen Wahlen 2023 in ihrem Kanton nicht bestätigt. Gleich zu zwei weiteren
Nova führte die Wahl der zweiten Vizepräsidentin: Lisa Mazzone (gp, VD) ergänzte das
erstmals reine Frauenpräsidium und wird – auch bei der Genferin eine Wiederwahl bei
den Ständeratswahlen 2023 vorausgesetzt – 2024/2025 den Ständerat als erstes
Mitglied der Grünen Partei präsidieren. Mazzone erhielt 44 von 46 möglichen Stimmen.

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 28.11.2022
MARC BÜHLMANN
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Neben einer leeren Stimme entfiel eine auf eine andere Person. Die Ämter des
Stimmenzählers und des Ersatzstimmenzählers werden von Männern besetzt. Andrea
Caroni (fdp, AR) wurde mit 42 Stimmen gewählt (4 Wahlzettel blieben leer) und auf
Stefan Engler (mitte, GR) entfielen 45 Stimmen (ein leerer Wahlzettel). Das Büro-SR wird
immer dann mit einem weiteren Mitglied ergänzt, wenn Fraktionen mit mindestens fünf
Mitgliedern im Ständerat ansonsten darin nicht vertreten sind. Dies war für das
anstehende Amtsjahr der Fall für die SVP-Fraktion, die Werner Salzmann (svp, BE) zur
Wahl vorschlug, der mit 43 Stimmen gewählt wurde (3 leere Wahlzettel).

In einem Festakt wurde die neue Ständeratspräsidentin zwei Tage nach ihrer Wahl in
Frauenfeld gefeiert. Es sei zwar der bisherige Höhepunkt ihrer politischen Karriere, sie
trete aber auch kurz vor dem Pensionsalter im Herbst noch einmal zu den
Ständeratswahlen an, weil ihre Partei mit ihr die grössten Chancen sehe, gab die Mitte-
Politikerin, die als Gemeinderätin, Grossrätin, von 2003 bis 2011 Nationalrätin und
schliesslich ab 2011 Ständerätin die sogenannte «Ochsentour» hinter sich gebracht
hatte, in einem Interview mit der Thurgauer Zeitung zu Protokoll. 1

Aussenpolitik

Aussenpolitik

In der Frühjahrssession 2022 reagierte das Parlament auf den russisch-ukrainischen
Konflikt, der im Februar desselben Jahres mit dem Ausbruch bewaffneter
Kampfhandlungen eskaliert war. Sowohl der Nationalrat (PAG 22.023) wie auch der
Ständerat (PAG 22.024) verfassten unter dem Titel «Für einen sofortigen
Waffenstillstand in der Ukraine» eine öffentliche Erklärung. Darin verurteilten die Räte
den russischen Angriffskrieg; forderten die Vereinbarung eines sofortigen
Waffenstillstands; unterstrichen die Bedeutung des völkerrechtlich basierten globalen
Sicherheitssystems; appellierten an die Konfliktparteien, das humanitäre Völkerrecht zu
respektieren; solidarisierten sich mit der ukrainischen Bevölkerung; forderten den
Bundesrat dazu auf den Druck auf Russland durch die Übernahme der EU-Sanktionen
zu erhöhen; und verlangten, dass die Schweiz Flüchtlinge aufnehmen und ihre
humanitäre Hilfe anbieten müsse. 

Im Nationalrat forderte eine Minderheit Rutz (svp, ZH) die Ablehnung der Erklärung.
Eine weitere Minderheit Reimann (svp, SG) verlangte die Rückweisung an die
Kommission und die Erarbeitung eines Entwurfs, der es der Schweiz erlaube, den
Entscheid über Sanktionen unabhängig von der EU zu treffen. Nationalrat Reimann
argumentierte, dass eine «generelle Abstützung auf (sich laufend ändernde) EU-
Sanktionslisten» nicht mit der Schweizer Verfassung, dem Embargogesetz oder der
Schweizer Unabhängigkeit und Neutralität vereinbar sei. Minderheitsführer Rutz vertrat
hingegen die Ansicht, dass die Schweiz im Rahmen dieses Konflikts am meisten
beitrage, wenn sie an ihrer Neutralität festhalte und ihre Guten Dienste zum Einsatz
bringe. Aussenminister Cassis machte klar, dass er es nicht als neutral erachte, «einem
Aggressor in die Hände zu spielen», und begründete damit die vollständige Übernahme
der EU-Sanktionen. Als Depositarstaat der Genfer Konventionen könne die Schweiz
nicht untätig bleiben, wenn diese «mit Füssen getreten werden», so Cassis weiter. Der
Nationalrat lehnte Reimanns Minderheitsantrag in der Folge mit 140 zu 54 Stimmen ab,
jenen von Gregor Rutz mit 147 zu 41 Stimmen (bei 8 Enthaltungen), womit die Erklärung
angenommen wurde.

Im Ständerat gingen sechs Anträge ein, die verschiedene Passagen der Erklärung
inhaltlich anpassen oder ergänzen wollten. Ständeratspräsident Hefti (fdp, GL) erklärte,
dass der Text der Erklärung aus reglementarischen Gründen nicht im Rahmen der
Ratsdebatte geändert werden könne, weshalb man für jede Version einen separaten
Beschluss fassen müsse. Die vier gleichlautenden Anträge Bischof (mitte, SO),
Sommaruga (sp, GE), Vara (gp, NE) und Müller (fdp, LU) entsprachen dem Antrag, der
vom Nationalrat am Vortag angenommen worden war. Marco Chiesa (svp, TI) wollte
hingegen auf die Übernahme der EU-Sanktionen verzichten. Thierry Burkart (fdp, AG)
ergänzte die nationalrätliche Version um einen Zusatz zu den humanitären Diensten der
Schweiz vor Ort und der Flüchtlingsaufnahme. Letzterer Vorschlag fand grossen
Anklang, sodass Bischof, Sommaruga, Müller und Vara ihre Anträge zurückzogen. Der
Antrag Chiesa wurde mit 37 zu 5 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) deutlich abgelehnt,
während die Version Burkart mit 38 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) einstimmig
angenommen wurde. 2

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 28.02.2022
AMANDO AMMANN
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Beziehungen zur EU

Le 2 décembre 2016, le Conseil fédéral soumettait au Parlement le projet d'arrêté
fédéral relatif à la ratification de la Convention d'Istanbul, promulguée par le Conseil
de l'Europe et destinée à lutter contre la violence faite aux femmes ainsi que, de
manière générale, contre la violence domestique. Entré en vigueur en 2014, le texte se
fixe également pour objectif de tendre, à l'échelle européenne, vers la suppression de
toute forme de discrimination féminine, tout en oeuvrant activement pour l'égalité
homme femme.
Le Conseil des Etats s'est penché le premier sur cet objet, lors de la session
parlementaire de printemps 2017. La chambre haute s'est exprimée à la majorité en
faveur de la ratification (32 voix pour l'adhésion au projet, 12 contre et une abstention),
faisant fi des réticences de la petite minorité de droite conduite par le libéral-radical
Thomas Hefti (GL, plr). Plaidant pour la non entrée en matière, la minorité mettait en
effet en garde contre l'imposition de contraintes extérieures, la perte de liberté
d'action nationale ou toute forme d'harmonisation législative susceptibles de découler
de la ratification du texte en question.
Au tour désormais du Conseil national, en tant que seconde instance, de se prononcer
sur cet objet. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.02.2017
AUDREY BOVEY

Zu Beginn der Herbstsession 2021 behandelte der Ständerat einen Ordnungsantrag
Sommaruga (sp, GE), der die Behandlung der Bundesbeschlüsse über den zweiten
Schweizer Beitrag an ausgewählte EU-Mitgliedstaaten in die erste oder zweite
Sessionswoche vorziehen wollte. Ursprünglich sollte sich die kleine Kammer erst am
zweitletzten Sessionstag mit der Materie beschäftigen. Sommaruga äusserte sein
Unverständnis über den Zeitplan des Rats, welcher die parlamentarische Arbeit
verlangsame. Er erinnerte daran, dass die EU nach dem Abbruch der Verhandlungen
über das InstA die Verlängerung und Aufdatierung der bestehenden Abkommen
eingefroren und zudem die Assoziierung der Schweiz an EU-Forschungsprogramme wie
Horizon Europe ausgesetzt hatte. Sommaruga machte deutlich, dass nach seiner
Auffassung eine Teilnahme an Horizon Europe nur nach der Freigabe der zweiten
Kohäsionsmilliarde möglich sei. Der grosse Rat des Kantons Genf habe per Resolution
ein rasches Handeln verlangt, genauso wie Universitäten, Fachhochschulen und die
Wirtschaft, so Sommaruga. Er kritisierte, dass man am vorletzten Tag keine ruhige
Parlamentsdebatte mehr führen könne und zudem ein mögliches
Differenzbereinigungsverfahren auf die nächste Session verschoben werden müsste.
Thomas Hefti (fdp, GL) beantragte im Namen des Büros des Ständerats die Ablehnung
des Antrags. Die APK-SR habe sich im August gegen einen terminlichen Vorzug
entschieden. Hefti war der Ansicht, dass das «ordentliche, solide parlamentarische
Handwerk» seine Berechtigung haben müsse und die Beratung im Zweitrat sowie die
Differenzbereinigung demnach in der Wintersession stattfinden sollten. Der Ständerat
lehnte den Ordnungsantrag Sommaruga in der Folge mit 30 zu 14 Stimmen ab. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.09.2021
AMANDO AMMANN

1) AB SR, 2022, S. 1055 ff.; Faktenblatt Ständeratspräsidium; AVF, 15.11.22; TZ, 16.11.22; AZ, 23.11.22; TZ, 26.11.22; AZ, NZZ, TA,
TZ, 29.11.22; TZ, 1.12.22
2) AB NR, 2022, S. 3 ff.; AB SR, 2022, S. 11 ff.
3) BO CE, 2017, p. 5 ss.; FF, 2016, p. 163 ss.
4) AB SR, 2021, S. 1050 ff.
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